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DIRK MEYER

Das Haushaltsrecht als „Königsrecht“ 
des Parlaments, Rechtsstaatlichkeit, 
Demokratie und Gewaltenteilung, al-
lesamt Errungenschaften des europä-

ischen Bürgertums, scheinen in der Europäischen 
Union nicht mehr viel wert. Es ist die Zeit der 
autokratisch-europäischen Übergri� e. Als Iro-
nie der Geschichte könnte man es abtun, daß 
EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker 
(2006), Bundeskanzlerin Angela Merkel (2008) 
und Ex-EU-Parlamentspräsident Martin Schulz 
(2015) mit dem renommierten Karlspreis und 
mithin als große Europäer ausgezeichnet wurden. 
Immerhin waren gerade sie die Hauptakteure ei-
ner solchen Politik.

Beispiel Flüchtlingszustrom: 2015 ö� nete die 
deutsche Regierung für etwa 890.000 Migranten 
weitgehend unkontrolliert, rechtsstaatlich zweifel-
haft und ohne Legitimation des Bundestages die 
Grenzen, mit Konsequenzen für die Einschrän-
kung der Freizügigkeit im Schengenraum. Beispiel 
Target-Kredite: Im Rahmen grenzüberschreiten-
der Zahlungen der nationalen Notenbanken über 
die Europäische Zentralbank (EZB) sind deut-
sche Ansprüche von 907 Milliarden Euro (Stand 
Dezember 2017) aufgelaufen. Ohne Mitwirkung 
des Bundestages mußte die Bundesbank diese 
Kredite vornehmlich mediterranen Euro-Staaten 
einräumen. Bei einem Auseinanderbrechen der 
Eurozone wären diese Kredite verloren. Beispiel 

Europäischer Währungsfonds (EWF): Als neues 
„Leuchtturmprojekt“ der EU-Kommission, im 
Sondierungspapier der GroKo abgesegnet, gilt 
die Einrichtung eines Quasi-EU-Finanzministe-
riums mit derzeit noch beschränkten Aufgaben. 
Während die mit der Flüchtlingszuwanderung 
verbundenen Probleme weitgehend o� en zutage 
treten und breit diskutiert werden, bleiben der 
Target-Saldo und der EWF für viele Bürger bis-
her unsichtbar und für das Verständnis komplex. 
Doch gerade das macht sie so gefährlich.

Im Zentrum des Kommissionsvorschlages vom 
Dezember steht die Überführung des Europä-
ischen Stabilitätsmechanismus (ESM) in einen 
Europäischen Währungsfonds. Der ESM wurde 
2012 auf der Basis eines zwischenstaatlichen Ver-
trages gegründet. Das haftende Stammkapital von 
700 Milliarden Euro kommt von den Euro-Staa-
ten. Deutschland haftet mit 190 Milliarden Euro 
oder 27 Prozent. Entsprechend der Regel „Wer 
bezahlt, der entscheidet“ bestimmen im ESM-
Gouverneursrat die nationalen Finanzminister 
über Hilfsprogramme für Krisenstaaten, Auszah-
lungen usw. Gemäß dem Grundgesetz und durch 
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes 
bestätigt, ist das Votum des deutschen Ministers 
an die Zustimmung des Bundestages gebunden.

Mit der Überführung in einen EWF würde 
zukünftig EU-Recht gelten, was einer Entmach-
tung des Bundestages gleichkommen würde. Zum 
einen hätte nicht mehr der fortbestehende Gou-
verneursrat, sondern der EU-Ministerrat als EU-
Gremium den Letztentscheid. Ein EU-Finanzmi-
nister würde die Aufsicht führen, und der EWF 

wäre dem EU-Parlament rechenschaftsp� ichtig. 
Zum anderen soll das Einstimmigkeitsprinzip in 
wichtigen Fragen zu einer quali� zierten Mehrheit 
von 85 Prozent aufgeweicht werden. Deutschland 
hätte zwar auch weiterhin eine Sperrminorität. 
In eilbedürftigen Entscheidungen würde jedoch 
der EU-Ministerrat mit „doppelter Mehrheit“ 
(55 Prozent der Mitgliedstaaten müssen zustim-
men, 65 Prozent der EU-Bevölkerung müssen 
repräsentiert sein) entscheiden können. Damit 
würde zukünftig auch entgegen ei-
nem Votum Deutschlands ein vier-
tes Hilfsprogramm für Griechenland 
möglich werden.

Eine weitere Aufweichung knüpft 
an den Bedingungen an. Zukünftig 
sollen Stabilitätshilfen bereitgestellt 
werden, „wenn dies zur Wahrung 
der Finanzstabilität des Euro-Wäh-
rungsgebiets insgesamt oder [!] sei-
ner Mitglieder unabdingbar ist“. Im 
ESM-Vertrag stand statt des „oder“ 
ein „und“. Damit kann das Interesse der Gesamt-
heit der Währungsunion hintangestellt werden: 
„Greece � rst“!

Sodann soll der EWF zusätzlich als Ausfallfonds 
(„Letztsicherung“) für den Bankenabwicklungs-
fonds dienen. Da dieser in seiner Endausstattung 
2024 nur ein Prozent des Wertes der gedeckten 
Einlagen aller Kreditinstitute in der Bankenunion 
umfassen wird (entsprechend 55 Milliarden Eu-
ro), dürfte eine Bankenkrise ziemlich sicher den 
Ausfallfonds aktivieren. Da Beschlüsse aufgrund 
der Eilbedürftigkeit spätestens zwölf Stunden nach 

Antragstellung zu entscheiden sind, könnten die 
nationalen Parlamente in der Kürze der Frist de 
facto nicht beteiligt werden. Schließlich ist die 
Bankenunion nicht zwangsläu� g deckungsgleich 
mit den Mitgliedern des EWF (Euro-Mitglied-
staaten), da auch weitere EU-Staaten an der Ban-
kenunion teilnehmen können. Diese würden den 
Schutz quasi kostenfrei erhalten.

Doch damit nicht genug. Auch für schwere 
konjunkturelle Schie� agen – sogenannte asym-

metrische Schocks – soll der EWF 
herhalten. Ob die Ursache ein markt-
widriger Mindestlohn von 9,88 Euro 
pro Stunde in Frankreich oder die 
Einführung einer Mindestrente von 
1.000 Euro im Monat nach der Wahl 
in Italien ist, spielt dann keine Rolle 
mehr. Dabei besteht die Gefahr, daß 
Teile der nationalen Staatsverschul-
dung auf die europäische Ebene ge-
hoben werden. Das Stammkapital 
des EWF müßte über kurz oder lang 

erhöht werden – einer EU-weiten Umverteilung 
nationaler Steuergelder, sprich Ausbeutung der 
„hart arbeitenden Menschen“ (Schulz), wäre kein 
Halt mehr geboten.

Trotz dieser gravierenden Änderungen will 
die EU-Kommission den EWF nicht in einem 
Vertragsänderungsverfahren, sondern über eine 
sogenannte Vertragsabrundung umwandeln, die 
ein insgesamt verkürztes Verfahren ermöglichen 
würde. Auch dies zeigt die Einigkeit von GroKo 
und EU hinsichtlich von Obergrenzen für De-
mokratie und Rechtsstaatlichkeit.

Und der Hai� sch, 
der hat Zähne
Die Sachsen-AfD probt den Schul-
terschluß mit Pegida. Der Landes-
parteitag brachte den Rechtsruck.
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und die trägt er
im Gesicht
In Weißrußland rennen die Chine-
sen o� ene Türen ein. Sie bringen 
geopolitische Interessen mit.
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und Macheath, 
der hat ein Messer,
Die ARD bringt mit „Aufbruch ins 
Ungewisse“ einen Agitprop� lm: 
Ein Angri�  auf jede Empirie.
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doch das Messer 
sieht man nicht 
Der Historiker Paul Nolte und die 
Konsenskultur: Ein Anwalt des Sta-
tus quo der bleiernen Merkel-Jahre.
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Wir sagen nicht mehr „Huren“ oder „Nutten“, das 
ist diskriminierend, und in Zeiten von #metoo 
haben wir gelernt, auf unsere Wortwahl zu achten. 

Es sind jetzt also Sexarbeiterinnen. Besondere Dienstleistun-
gen. Selbständige Unternehmerinnen im ältesten Gewerbe 
der Welt. � eoretisch ist alles sauber und fein geregelt. Nur 
noch mit Kondom, schließlich steht es im Gesetz. Und der 
Deutsche ist da korrekt. Verp� ichtende Gesundheitsuntersu-
chungen, Buchführung über die Kunden, Umsatzsteuervoran-
meldung bitte nicht vergessen. Kundenlisten mit besonderen 
Vorlieben. Alles artig notiert. Mit Krankenversicherung, 
Rentenbeiträgen und gewerkschaftlicher Vertretung. 

Kommen wir zur Realität. Dort ist es nicht mehr sauber 
und schön und auch nicht durch Ver.di organisiert, sondern 
durch Zuhälter aus Osteuropa. Und nein, die Jungs zahlen 
keine Steuern und bringen ihre Mädchen auch nicht zum 
Gesundheitscheck der AOK, sondern in das nächste Flat-
Rate-Bordell. „All you can f **k“ gibt es da auf der Karte. 
Konsequent, wenn man Sexualität einmal von Intimität gelöst 
und zu einem ganz normalen Job erklärt hat. Nur daß der 

„Blow-Job“ eben nicht über die Bundesagentur für Arbeit 
vermittelt wird, sondern bestenfalls an einer Bar. Wenn es 
schlecht läuft auf einem Straßenstrich für zehn Euro. 

Die Legalisierung der Prostitution in Deutschland war 
keine Errungenschaft, sondernd ein Desaster. Jetzt boomt 
der Markt, die Polizei schaut hil� os zu, und es verdienen 
kriminelle Banden. Es sind Gesetze für die Utopie einer Ge-
sellschaft, in der es nur gute Absichten, emanzipierte Mäd-
chen, anständige Männer und leidenschaftliche Buchhalter 

gibt. Aber keine Gesetze für Frauen, die in Hinterzimmern 
gehalten und verheizt werden. Aus Osteuropa, aus Afrika, 
aus Asien, die mit falschen Versprechungen hergelockt wur-
den. Freiwillige Dienstleistungen? Blanker Zynismus. In der 
Realität kommen wir jetzt kaum an sie heran. Auch nicht, 
um ihnen aus dieser Hölle zu helfen. 

Da arbeitet sich ein ganzes Land ekstatisch dem nächsten 
Sexismus-Debatten-Höhepunkt entgegen, verschließt aber 
beide Augen angesichts von Zehntausenden von Frauen, 
teilweise Minderjährigen, die als Zwangsprostituierte ausge-
beutet werden. Mitten in Deutschland, oder wie das Ausland 
sagt: im Bordell Europas. Wir hängen Werbeplakate mit 
Bikini-Mädchen ab, ignorieren aber die real Halbnackten 
am Straßenstrich. Das ist der wahre Angri�  auf die Würde 
der Frau. Sexuelle Vielfalt von ihrer bösen Seite.

Ich will mich nicht an die Normalität gewöhnen. Würden 
Sie diesen Job Ihrer Tochter empfehlen? Oder beim nächsten 
Stehempfang über die Qualitäten der konsultierten Sexar-
beiterin von letzter Nacht fachsimpeln? Eben. Wir spüren 
alle, daß es falsch ist. Warum dulden wir es also?

Novelliertes Prostituiertenschutzgesetz in der Praxis

Keine Errungenschaft, sondern ein Desaster

Durch den 
EWF würde 

die EU-weite 
Umverteilung 

deutscher 
Steuergelder 

automatisiert.

Ein selbstherrlicher Übergriff
Wenn er kommt, hebelt der Europäische Währungsfonds das Haushaltsrecht des Bundestages aus

Auf dem 
Strich der 

Hölle
Gewalt und Ausbeutung: Hunderttausende Frauen 
gehen anscha� en, die weitaus meisten davon sind 
Zwangsprostituierte. Doch die Politik verkennt die 

realen Verhältnisse im Rotlichtmilieu
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KOLUMNE VON BIRGIT KELLE

»Es ist ein Gesetz für die
Utopie, keines für Frauen,

die aus Osteuropa, Asien
oder Afrika hierhergelockt

und verheizt werden.«
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